
Rechtsschutzinteresse  und
Begründungspflicht  bei
Mobbingvorwürfen
geschrieben von BLaw Nils Merker | April 15, 2026
Das Verwaltungsgericht des Kantons Aargau hatte sich mit einem
prozessual und materiell gleichermassen bedeutsamen Fall aus
dem Hochschulpersonalrecht zu befassen; die Erwägungen sind
aber von allgemeiner Bedeutung und sind auf jeden Mobbingfall
anwendbar.

Im  Zentrum  stand  die  Frage,  ob  eine  ehemalige
Institutsleiterin  der  Fachhochschule  Nordwestschweiz  (FHNW)
auch  nach  Beendigung  ihres  Arbeitsverhältnisses  noch  ein
aktuelles Rechtsschutzinteresse an der gerichtlichen Klärung
von Mobbing- und Fürsorgepflichtverletzungsvorwürfen besitzt.
Darüber  hinaus  hatte  das  Gericht  zu  prüfen,  welche
Anforderungen an die behördliche Begründung zu stellen sind,
wenn  eine  Beschwerdeinstanz  Mobbingvorwürfe  lediglich
ausschnittweise, genauer, nur teilweise behandelt.

Das Urteil ist von Bedeutung, weil es die Eigenständigkeit des
Feststellungsinteresses  bei  behaupteten
Integritätsverletzungen betont – und dies auch dann, wenn das
Arbeitsverhältnis  bereits  beendet  ist  (in  casu:  weil  die
Klägerin  entlassen  wurde)  und  die  behördliche  Pflicht  zur
Gesamtwürdigung mobbingrelevanter Sachverhalte feststellt.

1.      Ausgangslage
Die Beschwerdeführerin war seit September 2022 als Leiterin
eines Instituts an der Hochschule für Musik Basel der FHNW
tätig. Bereits im Frühsommer 2023 kam es zu Unmutsäusserungen
von  Dozierenden  und  Studierenden  über  ihre  Führung.  Im
November 2023 wurde deshalb ein vertrauensbildender Prozess
mit externer Begleitung eingeleitet. Im März 2024 beantragte
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die Institutsleiterin sodann eine formelle Untersuchung wegen
Verletzung  ihrer  persönlichen  Integrität.  Der
Untersuchungsbericht vom April 2024 verneinte Mobbing und eine
Fürsorgepflichtverletzung;  der  Direktionspräsident  der  FHNW
schloss sich dieser Einschätzung mit Verfügung vom 6. Mai 2024
an.

Kurz darauf, am 24 Mai 2024, wurde die Beschwerdeführerin
fristlos entlassen. Diese Kündigung erwies sich später als
ungerechtfertigt. Gegen die Verfügung betreffend Mobbing und
Fürsorgepflicht erhob sie im Juni 2024 Beschwerde bei der
Beschwerdekommission FHNW. Diese trat im April 2025 auf die
Beschwerde  nicht  ein,  weil  nach  Beendigung  des
Arbeitsverhältnisses  kein  aktuelles  praktisches
Rechtsschutzinteresse  mehr  bestehe.  Eventualiter  führte  sie
aus,  die  Vorwürfe  würden  inhaltlich  ohnehin  kein  Mobbing
ergeben.  Gegen  diesen  Entscheid  gelangte  die
Beschwerdeführerin  an  das  Verwaltungsgericht.

2.     Das zentrale prozessuale Problem: Fortbestehen des
Rechtsschutzinteresses ja oder nein?
Nach  aargauischem  Verwaltungsverfahrensrecht  ist  zur
Beschwerde  legitimiert,  wer  ein  schutzwürdiges  eigenes
Interesse  an  der  Aufhebung  oder  Änderung  eines  Entscheids
besitzt. Dieses Interesse muss grundsätzlich nicht nur bei
Einreichung des Rechtsmittels, sondern auch noch im Zeitpunkt
der  Urteilsfällung  aktuell  sein.  Die  Vorinstanz  verneinte
dieses Interesse mit der Begründung, die Beschwerdeführerin
arbeite nicht mehr mit den beschuldigten Personen zusammen;
damit seien die arbeitsplatzbezogenen Belastungen weggefallen.

Das Verwaltungsgericht sah dies zu Recht nicht so. Es stellte
dabei  zunächst  auf  die  einschlägige  Richtlinie  zur
persönlichen  Integrität  an  der  FHNW  ab.  Diese  sieht  für
Betroffene  von  Diskriminierung,  sexueller  Belästigung  und
Mobbing ein gestuftes Verfahren vor, das in einem formellen,
anfechtbaren Entscheid darüber mündet, ob eine Verletzung der
persönlichen Integrität vorliegt. Bereits daraus folgt nach



Auffassung des Gerichts, dass die Richtlinie nicht nur auf die
unmittelbare  Konfliktbewältigung  am  Arbeitsplatz  zielt,
sondern den Betroffenen gerade auch eine förmliche Klärung
ihres Integritätsschutzes ermöglichen will.

Das schutzwürdige Interesse erschöpft sich deshalb nicht in
der  Verhinderung  künftiger  Belastungen  innerhalb  eines
bestehenden Arbeitsverhältnisses. Vielmehr umfasst es auch das
Interesse  an  einer  behördlichen  Feststellung,  ob  eine
Persönlichkeitsverletzung  stattgefunden  hat.  Ein  solches
Feststellungsinteresse  kann  über  die  Dauer  der  Anstellung
hinaus  fortbestehen.  Das  Gericht  hebt  zwei  Gesichtspunkte
hervor:  zum  einen  die  Genugtuungsfunktion  einer  förmlichen
Feststellung, zum anderen die mögliche Bedeutung einer solchen
Klärung für Reputation und die künftigen berufliche Chancen.

Das Gericht anerkannte auch die fortdauernden gesundheitlichen
Folgen als relevanten Faktor für ein Feststellungsinteresse.
Die Beschwerdeführerin berief sich auf eine posttraumatische
Belastungsstörung  und  machte  geltend,  die  ausbleibende
behördliche Benennung des Unrechts belaste sie weiterhin. Die
Sichtweise des Gerichts überzeugt.

3.     Materiellrechtlicher Rahmen: Was ist Mobbing?
In materieller Hinsicht stützt sich das Verwaltungsgericht auf
die  gefestigte  bundesgerichtliche  Definition  zu  Mobbing:
Mobbing  ist  danach  ein  systematisches,  feindliches,  über
längere Zeit anhaltendes Verhalten, mit dem eine Person am
Arbeitsplatz isoliert, ausgegrenzt oder gar entfernt werden
soll. Einzelne Konflikte, ein schwieriges Arbeitsklima oder
wiederholte Spannungen genügen hierfür nicht. Erforderlich ist
vielmehr  ein  Gesamtbild  zielgerichteter,  andauernder
Feindseligkeit.

Die Beschwerdeführerin hatte eine Vielzahl konkreter Vorgänge
geschildert: anonyme, ehrverletzende Beiträge in einer grossen
Facebook-Gruppe,  Aufrufe  zur  „Intervention“  gegen  sie,
koordinierte  Sammlungen  von  Beschwerden,  Druck  auf



Studierende,  vorformulierte  Schreiben  sowie  fortgesetzte
Diffamierungen durch einzelne Dozierende und Personen aus dem
Hochschulumfeld.  Nach  ihrer  Darstellung  zielte  dieses
Verhalten letztlich auf ihre Isolation und Entfernung aus der
Leitungsfunktion. Das sah auch das Verwaltungsgericht so und
bejahte eine Mobbingsituation.

4.      Die  Begründungspflicht  als  Grenze  oberflächlicher
Konfliktbewältigung
Das Verwaltungsgericht beanstandete nicht, dass die Vorinstanz
einen strengen Mobbingmassstab anlegte. Kritisiert wurde aber
die  unzureichende  Sachverhaltsabklärung.  Obwohl  die
Beschwerdekommission  selbst  anerkannte,  dass  die
Beschwerdeführerin  zahlreiche  Personen  und  Vorfälle  benannt
hatte, setzte sie sich inhaltlich nur mit zwei Teilaspekten
auseinander, nämlich mit dem Verhalten zweier Dozenten. Die
übrigen Vorwürfe, insbesondere die anonymen Online-Angriffe,
die  Mobilisierung  von  Beschwerden  und  die  Rolle  weiterer
Beteiligter, blieben unbehandelt.

Damit  verletzte  die  Vorinstanz  nach  Auffassung  des
Verwaltungsgerichts  ihre  Begründungspflicht  klar.  Diese
verpflichtet  die  Behörde  zwar  nicht,  jedes  einzelne
Parteivorbringen  ausdrücklich  zu  widerlegen.  Sie  muss  sich
aber  mit  den  wesentlichen  Punkten  befassen  und  erkennen
lassen, weshalb sie einem Standpunkt nicht folgt. Gerade bei
Mobbingvorwürfen reicht es nicht, zwei isolierte Vorfälle zu
prüfen und daraus auf das Fehlen systematischen Verhaltens zu
schliessen.

Hinzu kam: Sowohl die Beschwerdekommission als auch die FHNW
selbst räumten ein, dass der Untersuchungsbericht hinsichtlich
der  Mobbingabklärung  erhebliche  Mängel  aufwies.  Namentlich
seien zentrale Personen nicht persönlich befragt worden. Wenn
aber eine anerkannt mangelhafte Untersuchung vorliege, könne
deren  Ergebnis  nicht  als  Grundlage  dienen,  um  Mobbing
definitiv zu verneinen. Die Vorinstanz hätte vielmehr, so das
Verwaltungsgericht,  eine  eigenständige  Würdigung  sämtlicher



Vorbringen vornehmen müssen. Dass dies unterblieb, macht den
Entscheid rechtsfehlerhaft.

5.     Drittpersonen und Fürsorgepflicht
Falsch war auch der Umgang der FNHW mit Alumni und externen
Personen. Die FHNW hatte argumentiert, gegen solche Personen
könne  sie  mangels  Rechtsbeziehung  nicht  vorgehen;  daraus
leitete sie implizit ab, dass entsprechende Handlungen für die
Mobbingprüfung nur begrenzt relevant seien.

Das Verwaltungsgericht wies diese Verkürzung als unzulässig
zurück. Zwar seien Sanktionen gemäss Richtlinie nur gegenüber
bestimmten, statusrechtlich verbundenen Personen möglich. Für
die Frage, ob Mobbing vorliegt und ob die Arbeitgeberin ihre
Fürsorgepflicht verletzt hat, kommt es jedoch nicht auf die
formelle Einordnung der handelnden Personen an, sondern auf
die  Wirkung  ihres  Verhaltens  im  Arbeitsverhältnis  der
betroffenen  Person.

Damit  macht  das  Gericht  deutlich:  Auch  Angriffe  aus  dem
erweiterten  Hochschulumfeld  müssen  in  die  Gesamtwürdigung
einbezogen werden, wenn sie geeignet sind, eine Mitarbeiterin
am  Arbeitsplatz  zu  isolieren  oder  auszugrenzen.  Ist  die
Arbeitgeberin  hiervon  in  Kenntnis  gesetzt,  treffen  sie
Abklärungs- und Schutzpflichten.

6.     Ergebnis und Schlussbemerkung
Das  Verwaltungsgericht  hiess  die  Beschwerde  gut,  hob  den
Nichteintretensentscheid auf und wies die Sache zur korrekten
Sachverhaltsabklärung  und  zur  neuen  Beurteilung  an  die
Beschwerdekommission FHNW zurück.

Der  Entscheid  ist  deutlich.  Die  FNHW  war  offenbar  nicht
gewillt,  die  Beschwerdeführerin  ernst  zu  nehmen.  Nachdem
bereits  die  Widerrechtlichkeit  der  fristlosen  Kündigung
derselben  Person  festgestellt  worden  war,  hätte  es  sich
aufgedrängt,  wenigstens  in  diesem  Verfahren  einigermassen
seriös vorzugehen. Das war nicht der Fall. Und bei den vom



Verwaltungsgericht  festgestellten  rechtlichen  Fehlern,  kann
man  auch  nicht  von  juristischer  Haarspalterei  sprechen.
Bereits das Gefühl für Anstand und Fairness hätte einem sagen
müssen,  dass  diese  Sache  beurteilt  werden  muss  (kein
Nichteintreten) und dass die Mobbingvorwürfe sauber abzuklären
sind.  Es  bleibt  abzuwarten,  ob  die  zweite  Runde
nachvollziehbar  korrekt  vorgenommen  wird.

 

Mobbing am Arbeitsplatz – Was
du dagegen tun kannst und wie
du es erkennst
geschrieben von Enesa Sefedini | April 15, 2026
Mobbing  am  Arbeitsplatz  ist  ein  Thema,  das  oft  unter  den
Teppich gekehrt wird, aber es betrifft viele Menschen und kann
ernsthafte  Folgen  haben.  Ständiges  Ausgrenzen,  negative
Kommentare oder sogar offene Beleidigungen – Mobbing kann in
vielen  Formen  auftreten,  und  die  Auswirkungen  auf  das
Wohlbefinden  sind  nicht  zu  unterschätzen.

Vielleicht  hast  du  schon  mal  von  Mobbing  am  Arbeitsplatz
gehört, oder du kennst jemanden, der betroffen ist. Aber wie
erkennst du, ob du selbst betroffen bist? Und vor allem: Was
kannst du tun, wenn es passiert?

Was ist Mobbing eigentlich?

Mobbing am Arbeitsplatz passiert nicht nur ab und zu – es ist
wiederholte,  absichtliche  Schikane,  die  über  längere  Zeit
geht.  Dabei  kann  es  sowohl  von  Kollegen  als  auch  von
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Vorgesetzten kommen. Mobbing ist oft subtil und schwer zu
erkennen, aber die Auswirkungen sind spürbar. Es geht nicht
nur um Worte – es geht um das Gefühl, ständig angegriffen oder
ausgegrenzt zu werden.

Typische Formen von Mobbing sind:

Ausschluss: Du wirst von Besprechungen oder Teamevents1.
absichtlich ausgeschlossen, ohne klaren Grund.
Gerüchte  verbreiten:  Dinge,  die  nicht  der  Wahrheit2.
entsprechen, werden über dich erzählt, um dich in ein
schlechtes Licht zu rücken.
Ständige Kritik: Konstruktive Rückmeldungen werden durch3.
ständige, unnötige Kritik ersetzt, die nichts bringt.
Beleidigungen  und  Demütigungen:  Oft  sind  es  kleine,4.
abfällige  Bemerkungen,  die  wiederholt  fallen  und  die
dich verletzen.

Und  manchmal  ist  es  eben  auch  das  ständige  Gefühl,  nicht
wirklich dazuzugehören oder ständig unter Druck gesetzt zu
werden.

Wie erkennst du Mobbing?

Wenn du dich ständig unwohl bei der Arbeit fühlst oder jeden
Tag  mit  Bauchschmerzen  zur  Arbeit  gehst,  könnte  das  ein
Zeichen für Mobbing sein. Mobbing geht oft mit physischen und
emotionalen Symptomen einher – du fühlst dich ausgelaugt, hast
vielleicht  Schlafstörungen  oder  häufig  Kopfschmerzen.  Du
ziehst dich mehr und mehr zurück, und die Freude an der Arbeit
schwindet.

Und auch wenn es nicht immer offensichtlich ist, kannst du es
oft  daran  erkennen,  wie  du  behandelt  wirst  –  oder  nicht
behandelt  wirst.  Wird  dir  ständig  das  Wort  abgeschnitten?
Fühlst  du  dich  isoliert  oder  als  würde  deine  Arbeit  nie
anerkannt? Das sind alles rote Flaggen, auf die du achten
solltest.



Was kannst du tun, wenn du gemobbt wirst?

Sprich es an: Klingt erstmal schwierig, aber es kann1.
helfen, das Thema direkt anzusprechen. Vielleicht weiss
die  Person  gar  nicht,  wie  sehr  ihr  Verhalten  dich
verletzt. Ein ehrliches Gespräch kann Missverständnisse
klären und oft das Mobbing stoppen.
Hol  dir  Unterstützung:  Mobbing  muss  nicht  allein2.
durchgestanden  werden.  Suche  dir  jemanden,  dem  du
vertraust,  sei  es  ein  Kollege,  ein  Freund  oder  ein
Familienmitglied. Manchmal hilft es schon, sich Luft zu
machen und das Ganze zu besprechen.
Dokumentiere, was passiert: Auch wenn es unangenehm ist,3.
versuche, Vorfälle zu dokumentieren. Schreibe auf, wann
und  was  genau  passiert  ist,  und  halte  fest,  wer
beteiligt war. Diese Aufzeichnungen können dir helfen,
das Mobbing später besser zu adressieren, wenn es nötig
wird.
Hole dir professionelle Hilfe: Wenn es dir zu viel wird,4.
ist es vollkommen okay, dir Unterstützung von außen zu
holen. Ein Therapeut oder Coach kann dir helfen, die
emotionalen Auswirkungen des Mobbings zu verarbeiten und
dir  Strategien  an  die  Hand  geben,  wie  du  mit  der
Situation  umgehen  kannst.
Sprich mit deinem Arbeitgeber: Wenn das Mobbing nicht5.
aufhört  und  die  Situation  sich  nicht  verbessert,
solltest  du  es  deinem  Vorgesetzten  oder  der
Personalabteilung melden. In vielen Unternehmen gibt es
klare Richtlinien, wie solche Fälle gehandhabt werden
müssen. Dein Arbeitgeber ist verpflichtet, ein gesundes
Arbeitsumfeld zu gewährleisten.

Was kann das Unternehmen tun?

Unternehmen sollten Mobbing nicht tolerieren und aktiv eine
respektvolle  Kultur  fördern.  Dazu  gehört,  dass  alle
Mitarbeiter geschult werden, um Mobbing zu erkennen und zu



verhindern.  Führungskräfte  sollten  dafür  sorgen,  dass  alle
Mitarbeiter sich sicher und respektiert fühlen.

Es ist auch wichtig, dass es klare Prozesse gibt, wie mit
Beschwerden umgegangen wird, und dass jeder weiß, dass Mobbing
ernst genommen wird. Wenn alle an einem Strang ziehen, lässt
sich Mobbing oft schon im Keim ersticken.

Fazit: Mobbing darf kein Tabu sein

Mobbing am Arbeitsplatz ist nie in Ordnung und sollte nicht
hingenommen werden. Wenn du betroffen bist, weisst du, dass es
nicht nur deine Arbeit, sondern auch dein Leben beeinflussen
kann. Aber du bist nicht allein – es gibt Schritte, die du
unternehmen  kannst,  um  dich  zu  schützen,  und  es  gibt
Unterstützung.

Wenn du Mobbing erkennst – sei es an dir selbst oder bei
anderen – zögere nicht, etwas zu tun. Denn am Ende verdient
jeder einen Arbeitsplatz, an dem er sich sicher, respektiert
und wohl fühlt.

 

Mobbing  und  missbräuchliche
Kündigung
geschrieben von Claudia Schnueriger | April 15, 2026
Der Begriff des Mobbings ist im schweizerischen Recht nicht
definiert.  Arbeitsplatzkonflikte  oder  feindselige
Verhaltensweisen stellen nicht automatisch Mobbing dar. Unter
welchen  Umständen  Mobbing  vorliegt  und  unter  welchen
Voraussetzungen  eine  Kündigung  dadurch  missbräuchlich  wird,
wird im vorliegenden Beitrag eingehend behandelt.
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Allgemeines zum Mobbing
Bei  Feindseligkeiten  oder  lang  andauernden  Unstimmigkeiten
steht der Vorwurf von Mobbing bald einmal im Raum. Mobbing
liegt aber nicht schon dann vor, wenn ein Arbeitskonflikt oder
eine  schlechte  Arbeitsatmosphäre  besteht.  Im  Gesetz  wird
allerdings  nicht  definiert,  welches  Verhalten  als  Mobbing
gilt. Gemäss Rechtsprechung des Bundesgerichts wird Mobbing
als systematisches, feindliches, über einen längeren Zeitraum
anhaltendes  Verhalten,  mit  dem  eine  Person  an  ihrem
Arbeitsplatz  isoliert,  ausgegrenzt  oder  gar  von  ihrem
Arbeitsplatz entfernt werden soll, definiert. Das Erteilen von
Weisungen,  die  sachlich  nicht  nachvollziehbar  sind  und
lediglich als Schikane erscheinen, sind charakteristisch für
Mobbing.

Die Definition von Mobbing durch die Rechtsprechung zeigt,
dass Mobbing durch einen Zweck gekennzeichnet ist und lässt
sich  dadurch  von  einem  allgemein  schlechten  Arbeitsklima
abgrenzen. Mobbing liegt nur dann vor, wenn eine eindeutige
Täter- / Opferbeziehung feststellbar ist. Ein wechselseitiger
Konflikt ohne klare Täter- / Opferzuschreibung schliesst die
Annahme von Mobbing in der Regel aus.

Mobbing kann insbesondere in fünf Formen vorkommen:

Angriff  auf  die  Möglichkeit,  sich  mitzuteilen:  nicht
ausreden lassen, unterbrechen, anschreien, Informationen
vorenthalten.
Angriff  auf  die  sozialen  Beziehungen:  allgemeine
Kontaktverweigerung, ignorieren, ausgrenzen, isolieren.
Angriff  auf  das  soziale  Ansehen:  lächerlich  machen,
Gerüchte  streuen,  Sticheleien,  Beleidigungen,
abschätzige  Bemerkungen.
Angriffe  auf  die  Qualität  der  Berufs-  und
Lebenssituation: schikanöse und erniedrigende Arbeiten
zuweisen,  ungerechtfertigte  Kritik,  Entziehen  von
wichtigen Aufgaben.
Angriffe auf die Gesundheit: Androhung von körperlicher



Gewalt, Tätlichkeiten, sexuelle Belästigung.

Die folgenden Handlungen stellen kein Mobbing dar:

Unangemessenes Führungsverhalten des Vorgesetzten nicht
nur  gegenüber  einem  einzelnen,  sondern  gegenüber
mehreren  Arbeitnehmern
Eindringliche Aufforderung gegenüber einem Arbeitnehmer
unter  Androhung  arbeitsrechtlicher  Konsequenzen,  dass
dieser seinen Arbeitspflichten nachzukommen hat
Drucksituationen am Arbeitsplatz infolge Zielsetzungen
oder Unterkapazitäten beim Personal
Kritik an der Arbeitsleistung

Zeit als entscheidender Faktor
Das Opfer ist oft in einer Situation, wo jede Einzelhandlung
unter Umständen als zulässig zu beurteilen ist, jedoch die
Gesamtheit der Handlungen zu einer Destabilisierung des Opfers
und bis zu dessen Entfernung vom Arbeitsplatz führen kann. Bei
Mobbing geht es somit nicht um eine einzelne Handlung, sondern
um eine Vielzahl von Einzelakten über einen längeren Zeitraum,
die als Gesamtheit betrachtet als Persönlichkeitsverletzung zu
qualifizieren sind.

Schutz vor Mobbing als Fürsorgepflicht des Arbeitgebers
Art. 328 OR sieht die Fürsorgepflicht des Arbeitgebers vor,
die Persönlichkeit der Arbeitnehmer zu achten und zu schützen
sowie auf dessen Gesundheit gebührend Rücksicht zu nehmen und
für die Wahrung der Sittlichkeit zu sorgen. Der in Art. 328 OR
erwähnte  Persönlichkeitsschutz  umfasst  gemäss  Lehre  und
Rechtsprechung auch den Schutz vor Mobbing. Bei der Fürsorge-
pflicht  handelt  es  sich  nicht  nur  um  eine
Unterlassungspflicht, wonach der Arbeitgeber Mobbing selber zu
unterlassen hat. Vielmehr ist der Arbeitgeber verpflichtet,
einen Arbeitnehmer vor persönlichkeitsverletzenden Eingriffen
von Vorgesetzten, Arbeitskollegen und Dritten zu schützen. Der
Arbeitgeber muss zum Schutz der Gesundheit und persönlichen
Integrität  des  Arbeitnehmers  alle  notwendigen,  angemessenen



und  ihm  zumutbaren  Schutzmassnahmen  treffen.  Solche
Schutzmassnahmen  können  insbesondere  sein:

Aufstellen von Verhaltensregeln/Zielvereinbarungen
Erteilen von Weisungen an den Mobbingtäter
Interne oder externe Schlichtungsbemühungen
Umstellen der Arbeitsabläufe
Versetzungen
Verwarnungen
Aussprechen von Kündigungen

Sofern  der  Arbeitgeber  notwendige,  angemessene  und  ihm
zumutbare  Schutzmassnahmen  unterlässt,  verletzt  er  seine
Fürsorgepflicht. Eine solche kann jedoch nur vorliegen, wenn
der Arbeitgeber über das Mobbing informiert ist und keine
Schutzmassnahmen ergreift.

Missbräuchliche Kündigung in Konfliktsituationen
Bei  Kündigungen  in  einer  Konfliktsituation  ist  Vorsicht
geboten. Gemäss der Rechtsprechung des Bundesgerichts ist eine
Kündigung eines vom Konflikt betroffenen Arbeitnehmenden als
missbräuchlich zu qualifizieren, wenn der Arbeitgeber zuvor
nicht  die  notwendigen  und  zumutbaren  Massnahmen  zur
Entschärfung  des  Konflikts  ergriffen  hat.

Missbräuchliche Kündigung bei Mobbing
Eine Kündigung des Arbeitgebers in einer Mobbingsituation kann
unter gewissen Umständen missbräuchlich sein. Das Vorliegen
von Mobbing bedeutet nicht automatisch, dass die Kündigung
missbräuchlich ist. Es müssen stets die Folgen des Mobbings
untersucht  werden.  Dies  hat  das  Bundesgericht  in  einem
aktuelleren  Entscheid  vom  23.  August  2022  dargelegt  (vgl.
Urteil des Bundesgerichts 4A_215/2022). In diesem Entscheid
ging es um einen Arbeitnehmenden aus Kamerun, welcher von
einem anderen Mitarbeiter immer wieder rassistisch angegangen
wurde. Der Arbeitgeber hatte vom Mobbing Kenntnis und nichts
dagegen  unternommen.  Der  Arbeitnehmende  wurde  wegen  des
psychischen  Drucks  während  mehrerer  Monate  arbeitsunfähig.



Aufgrund dessen wurde ihm gekündigt. Die Kündigung wurde vom
Bundesgericht als missbräuchlich eingestuft.

Wenn das Mobbing beim Arbeitnehmer zu einem Leistungsabfall
oder einem längeren krankheitsbedingten Ausfall führt und das
Mobbing vom Arbeitgeber in Verletzung der Fürsorgepflicht nach
Art. 328 OR toleriert wurde, dürfen diese Mobbingfolgen nicht
dem Arbeitnehmer angelastet werden und zur Kündigung führen.
Denn  der  Leistungsabfall  oder  die  Arbeitsunfähigkeit  wurde
durch  den  Arbeitgeber  verschuldet,  indem  er  keine
Schutzmassnahmen  getroffen  hat  und  somit  seiner
Fürsorgepflicht nach Art. 328 OR nicht nachgekommen ist. In
diesem Fall liegt eine missbräuchliche Kündigung vor und dem
Arbeitgeber droht eine Entschädigungszahlung in der Höhe von
bis zu sechs Monatslöhnen. Zu beachten ist jedoch, dass eine
Kündigung nur dann missbräuchlich ist, wenn der Arbeitgeber
vom Mobbing Kenntnis hatte und nichts dagegen unternommen hat.

Fazit
Eine Verletzung der Persönlichkeit eines Arbeitnehmers durch
den Arbeitgeber ist nicht zwingend als Mobbing im rechtlichen
Sinne zu qualifizieren. Nicht jede Schikane und nicht jeder
Konflikt  sind  Mobbing.  Mobbing  liegt  erst  bei  einer
systematischen Wiederholung über eine längere Zeit vor. Eine
missbräuchliche Kündigung liegt dann vor, wenn der Arbeitgeber
einem von Mobbing betroffenen Arbeitnehmenden aufgrund dessen
Leistungsabfall  oder  krankheitsbedingter  Abwesenheit  trotz
Kenntnis der Mobbingsituation kündigt.


